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Az. RN 11 K 16.30666 

 
 

Bayerisches Verwaltungsgericht Regensburg 
Im Namen des Volkes 

 
In der Verwaltungsstreitsache 
 
1. *****, geb. ***** 1981 
 alias *****, geb. ***** 1981 
2. *****, geb. ***** 1991 
 alias *****, geb. ***** 1991 
3. *****, geb.***** 2014 
 alias *****, ***** 2014 
gesetzlich vertreten durch den Vater ***** 
gesetzlich vertreten durch die Mutter ***** 
zu 1 bis 3 wohnhaft: ***** 
 - Kläger - 
zu 1 bis 3 bevollmächtigt: 
Rechtsanwälte ***** 
***** 
 

gegen 
 
Bundesrepublik Deutschland 
vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
Rothenburger Str. 29, 90513 Zirndorf 
 - Beklagte - 
beteiligt: 
Regierung der Oberpfalz 
als Vertreter des öffentlichen Interesses 
Postfach, 93039 Regensburg 
 

wegen 
 
Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft (Syrien) 
 
erlässt das Bayerische Verwaltungsgericht Regensburg, 11. Kammer, unter Mitwir-
kung von 
 
Vorsitzendem Richter am Verwaltungsgericht Dr. Pfister 
Richter am Verwaltungsgericht Dr. Barth 
Richter am Verwaltungsgericht Apfelbeck 
ehrenamtlichem Richter Brandl 
ehrenamtlichem Richter Danzer 
 
ohne mündliche Verhandlung  
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am 29. Juni 2016 

 
folgendes 
 

U r t e i l : 
 
 

I. Die Beklagte wird verpflichtet, den Klägern zu 1) und 2) die Flücht-
lingseigenschaft gemäß § 3 Abs. 1 AsylG zuzuerkennen. Der Be-
scheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 
05.04.2016 wird in Nr. 2 aufgehoben, soweit er dem entgegensteht. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.   

II. Der Kläger zu 3) trägt die Kosten seines Verfahrens, im Übrigen 
trägt die Beklagte die Kosten des Verfahrens.  
Gerichtskosten werden nicht erhoben. 

III. Die Kostenentscheidung ist vorläufig vollstreckbar. Der jeweilige 
Vollstreckungsschuldner kann die Vollstreckung durch Sicherheits-
leistung in Höhe des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn 
nicht der jeweilige Vollstreckungsgläubiger vorher Sicherheit in glei-
cher Höhe leistet. 

 
 
 
 

Tatbestand: 

 

Die Kläger, syrische Staatsangehörige arabischer Volks- und sunnitischer Religionszugehö-

rigkeit, begehren die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft. 

 

Der am *****1981 geborene Kläger zu 1), die am *****1991 geborene Klägerin zu 2) und der 

am *****2014 geborene Kläger zu 3) reisten nach eigenen Angaben am 31.10.2015 auf dem 

Landweg in die Bundesrepublik Deutschland ein und stellten am 30.3.2016 Asylanträge. Die 

persönliche Anhörung der Kläger zu 1) und 2) erfolgte am 30.3.2016. Dort trugen sie im We-

sentlichen vor, sie hätten sich bis zu ihrer Ausreise aus Syrien zunächst in der Ortschaft 

Homs und später in Nabek aufgehalten. Der Kläger zu 1) habe von 2000 bis September 

2002 Wehrdienst geleistet. Ihr Heimatland hätten sie vor mehr als zwei Jahren verlassen, 

danach hätten sie bis zu ihrer Einreise nach Deutschland in der Türkei gelebt. Syrien hätten 

sie wegen des Krieges verlassen. Sowohl Homs als auch Nabek seien bombardiert worden. 

Es habe Häuserkämpfe gegeben. Auch ihr Familienhaus sei verbrannt. Es sei gefährlich, auf 

den Straßen zu laufen. Man wisse nicht, ob einen eine Bombe treffe. Wenn sie in Syrien 

geblieben wären, wäre der Kläger zu 1) zum Militär eingezogen worden. Er wolle aber nicht 

kämpfen. Er habe weder mit der Regierung noch mit der Opposition etwas zu tun. Im Falle 

ihrer Rückkehr hätten sie Angst, dort zu sterben. 
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Im Übrigen wird auf die aufgenommenen Niederschriften Bezug genommen. 

 

Mit Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) vom 5.4.2016 

wurde den Klägern der subsidiäre Schutzstatus zuerkannt. Im Übrigen wurden die Asylan-

träge abgelehnt. Zur Begründung wurde im Wesentlichen dargelegt, aufgrund des ermittelten 

Sachverhalts sei davon auszugehen, das den Klägern in ihrem Herkunftsland ein ernsthafter 

Schaden im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 3 AsylG drohe. Die Voraussetzungen für die Zuerken-

nung der Flüchtlingseigenschaft lägen nicht vor. Aus dem Vorbringen der Kläger sei weder 

eine flüchtlingsrechtlich relevante Verfolgungshandlung, noch ein flüchtlingsrechtlich relevan-

tes Anknüpfungsmerkmal ersichtlich. 

 

Mit Schriftsatz ihrer Bevollmächtigten vom 21.4.2016 erhoben die Kläger Klage zum Verwal-

tungsgericht Regensburg. Zur Begründung wurde im Wesentlichen vorgetragen, die Kläger 

seien von Mitbewohnern in Homs, die Anhänger des Regimes von Staatschef Assad gewe-

sen seien, bedroht und zur Flucht aufgefordert worden. Des Weiteren habe eine konkrete 

Gefahr durch die syrische Armee bestanden, die Homs belagert und beschossen habe. Aus 

diesen Gründen seien die Kläger aus Syrien geflohen. Unabhängig von einer etwaigen Vor-

verfolgung und sonstigen Vorfluchtgründen sei aufgrund der innenpolitischen Situation in 

Syrien den Klägern die Flüchtlingseigenschaft wegen beachtlicher Nachfluchtgründe zuzuer-

kennen. Syrischen Staatsangehörigen drohten wegen illegaler Ausreise aus ihrem Heimat-

land, der Asylantragstellung und ihrem längerfristigen Aufenthalt im westlichen Ausland bei 

einer Rückkehr in ihr Heimatland mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit in Anknüpfung an eine 

tatsächliche oder vermutete politische Überzeugung Verfolgungsmaßnahmen (Einzelverfol-

gung nach Gruppenmerkmalen), da die genannten Handlungen vom syrischen Staat als 

Ausdruck einer regimefeindlichen Gesinnung aufgefasst würden.  

 

Die Kläger beantragen, 

 

den Bescheid der Beklagten vom 5.4.2016, Az.: 6280681-475, aufzuheben und 

die Beklagte zu verpflichten, die Flüchtlingseigenschaft festzustellen.  

 

Die Beklagte beantragt unter Bezugnahme auf den angegriffenen Bescheid, 

 

die Klage abzuweisen. 

 

Mit Schriftsätzen vom 14.6.2016 und 22.6.2016 bzw. allgemeinen Prozesserklärungen vom 

25.2.2016 und 24.3.2016 verzichteten die Beteiligten auf eine mündliche Verhandlung. 
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Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakten und die vorgelegten Behör-

denakten Bezug genommen.  

 

 

Entscheidungsgründe: 

 

Das Gericht kann mit Einverständnis der Prozessparteien ohne mündliche Verhandlung 

durch Urteil entscheiden, § 101 Abs. 2 VwGO. Die Kläger verzichteten mit Schriftsätzen ihrer 

Bevollmächtigten vom 14.6.2016 und 22.6.2016 auf eine mündliche Verhandlung. Die Be-

klagte hat mit den allgemeinen Prozesserklärungen vom 25.2.2016 und 24.3.2016 (Az. 414 - 

7604/1.16 und 234 - 7604/2.16) ihr Einverständnis mit einer Entscheidung ohne mündliche 

Verhandlung erklärt. 

 

Die zulässige Klage der Kläger zu 1) und 2) ist begründet. Der streitgegenständliche Be-

scheid der Beklagten ist in Nr. 2 hinsichtlich der Ablehnung der Zuerkennung der Flücht-

lingseigenschaft rechtswidrig und verletzt die Kläger zu 1) und 2) in ihren Rechten, § 113 

Abs. 5 Satz 1 VwGO. Diese haben im gemäß § 77 Abs. 1 Satz 1 Hs. 2 AsylG maßgeblichen 

Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts einen Anspruch auf die Zuerkennung der Flücht-

lingseigenschaft im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG.  

 

Die zulässige Klage des Klägers zu 3) ist dagegen unbegründet. Der streitgegenständliche 

Bescheid ist hinsichtlich des Klägers zu 3) rechtmäßig und verletzt diesen nicht in seinen 

Rechten. Dem Kläger zu 3) steht im Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts kein Anspruch 

auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft zu. 

 

I.     Die Klage der Kläger zu 1) und 2) ist begründet. 

 

Die Kläger zu 1) und 2) haben Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft, da 

sie sich nach der Überzeugung des Gerichts aus begründeter Furcht vor Verfolgung 

durch den syrischen Staat wegen ihrer vermuteten politischen Überzeugung außerhalb 

Syriens befinden, § 3 Abs. 1, 4 AsylG. Sie haben Syrien zwar nicht wegen Verfolgung im 

Sinne dieser Vorschrift verlassen, es droht ihnen jedoch bei einer Rückkehr mit beachtli-

cher Wahrscheinlichkeit eine solche. 

 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist ein Ausländer Flüchtling, wenn er sich aus begründeter 

Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen Überzeu-

gung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb des Landes 
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(Herkunftsland) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz er 

nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will 

oder in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gewöhnlichen Aufenthalt hatte und in 

das er nicht zurückkehren kann oder wegen dieser Furcht nicht zurückkehren will. Die 

Verfolgung kann gemäß § 3c AsylG ausgehen von 

1. dem Staat, 

2. Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen Teil des 

Staatsgebietes beherrschen oder 

3. nichtstaatlichen Akteuren, sofern die in den Nummern 1 und 2 genannten Ak-

teure einschließlich internationaler Organisationen erwiesenermaßen nicht in 

der Lage oder nicht willens sind, im Sinne des § 3d AsylG Schutz vor Verfol-

gung zu bieten, und dies unabhängig davon, ob in dem Land eine staatliche 

Herrschaftsmacht vorhanden ist oder nicht. 

 
Die Flüchtlingseigenschaft wird nicht zuerkannt, wenn eine interne Schutzmöglichkeit 

besteht, vgl. § 3e AsylG. 

 

Unter dem Begriff der politischen Überzeugung ist gemäß § 3b Abs. 1 Nr. 5 AsylG ins-

besondere zu verstehen, dass der Ausländer in einer Angelegenheit, die die in § 3c 

AsylG genannten potenziellen Verfolger sowie deren Politiken oder Verfahren betrifft, ei-

ne Meinung, Grundhaltung oder Überzeugung vertritt, wobei es unerheblich ist, ob er 

aufgrund dieser Meinung, Grundhaltung oder Überzeugung tätig geworden ist. Es 

kommt auch nicht darauf an, ob er diese Merkmale tatsächlich aufweist. Vielmehr reicht 

es aus, wenn ihm diese von seinem Verfolger zugeschrieben werden, § 3b Abs. 2 

AsylG. Für die Beurteilung der Frage, ob die Furcht vor Verfolgung im Sinne des § 3 

Abs. 1 Nr. 1 AsylG begründet ist, gilt auch bei einer erlittenen Vorverfolgung der einheit-

liche Maßstab der beachtlichen Wahrscheinlichkeit (vgl. BVerwG vom 1.6.2011 Az. 10 C 

25.10). Eine bereits erlittene Vorverfolgung, ein erlittener bzw. drohender sonstiger 

ernsthafter Schaden, sind ernsthafte Hinweise darauf, dass die Furcht vor Verfolgung 

begründet ist bzw. ein Antragsteller tatsächlich Gefahr läuft, einen ernsthaften Schaden 

zu erleiden, es sei denn, stichhaltige Gründe sprechen dagegen, dass er erneut vor sol-

cher Verfolgung oder einem solchen Schaden bedroht wird (vgl. VG Augsburg vom 

25.11.2014 Az. Au 2 K 14.30422). In der Vergangenheit liegenden Umständen kommt 

damit Beweiskraft für ihre Wiederholung in der Zukunft bei.  

 

Die begründete Furcht vor Verfolgung kann gemäß § 28 Abs. 1a AsylG auf Ereignissen 

beruhen, die eingetreten sind, nachdem der Ausländer das Herkunftsland verlassen hat, 

insbesondere auch auf einem Verhalten, das Ausdruck und Fortsetzung einer bereits im 

Herkunftsland bestehenden Überzeugung oder Ausrichtung ist. Für subjektive Nach-
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fluchttatbestände, die bereits während eines Erstverfahrens verwirklicht worden sind, 

greift damit keine Einschränkung. Für die Flüchtlingsanerkennung müssen diese – an-

ders als bei der Asylanerkennung – nicht einmal auf einer festen, bereits im Herkunfts-

land erkennbar betätigten Überzeugung beruhen (vgl. OVG Sachsen-Anhalt vom 

18.7.2012 Az. 3 L 147/12). Erst in dem erfolglosen Abschluss des Erstverfahrens liegt 

eine entscheidende zeitliche Zäsur. Für nach diesem Zeitpunkt selbst geschaffene 

Nachfluchtgründe wird ein Missbrauch der Inanspruchnahme des Flüchtlingsschutzes in 

der Regel vermutet (vgl. § 28 Abs. 2 AsylG; BVerwG vom 18.12.2008 Az. 10 C 27/07). 

Auch soweit die begründete Furcht vor Verfolgung auf Nachfluchtgründen beruht, reicht 

es bei der Prüfung der Verfolgungsgründe aus, wenn diese Merkmale dem Asylantrag-

steller von seinem Verfolger zugeschrieben werden, vgl. § 3b Abs. 2 AsylG. 

 

Schutz nach § 3 Abs. 1 AsylG kann nur derjenige beanspruchen, der politische Verfol-

gung bei einer Rückkehr mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat. Eine Ver-

folgungsgefahr für einen nicht verfolgt Ausgereisten und damit dessen begründete 

Furcht vor Verfolgung liegt nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 

unter folgenden Voraussetzungen vor (BVerwG vom 7.2.2008 Az. 10 C 33.07): 

 

„Ist der Asylsuchende unverfolgt ausgereist, liegt eine Verfolgungsgefahr und damit eine begrün-
dete Furcht vor Verfolgung vor, wenn ihm bei verständiger, nämlich objektiver, Würdigung der 
gesamten Umstände seines Falles mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung droht, so dass 
ihm nicht zuzumuten ist, im Heimatstaat zu bleiben oder dorthin zurückzukehren. Dabei ist eine 
"qualifizierende" Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und Abwägung aller festgestell-
ten Umstände und ihrer Bedeutung anzulegen. Es kommt darauf an, ob in Anbetracht dieser Um-
stände bei einem vernünftig denkenden, besonnenen Menschen in der Lage des Antragstellers 
Furcht vor Verfolgung hervorgerufen werden kann. Eine in diesem Sinne wohlbegründete Furcht 
vor einem Ereignis kann auch dann vorliegen, wenn aufgrund einer "quantitativen" oder mathe-
matischen Betrachtungsweise weniger als 50 % Wahrscheinlichkeit für dessen Eintritt besteht. 
Beachtliche Wahrscheinlichkeit einer Verfolgung ist deshalb anzunehmen, wenn bei der vorzu-
nehmenden "zusammenfassenden Bewertung des zur Prüfung gestellten Lebenssachverhalts" 
die für eine Verfolgung sprechenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen und deshalb ge-
genüber den dagegen sprechenden Tatsachen überwiegen. Maßgebend ist damit letztlich der 
Gesichtspunkt der Zumutbarkeit. Die Zumutbarkeit bildet das vorrangige qualitative Kriterium, das 
bei der Beurteilung anzulegen ist, ob die Wahrscheinlichkeit einer Gefahr "beachtlich" ist. Ent-
scheidend ist, ob aus der Sicht eines besonnenen und vernünftig denkenden Menschen in der 
Lage des Asylsuchenden nach Abwägung aller bekannten Umstände eine Rückkehr in den Hei-
matstaat als unzumutbar erscheint. Dies kann auch dann der Fall sein, wenn nur ein mathemati-
scher Wahrscheinlichkeitsgrad von weniger als 50 % für eine politische Verfolgung gegeben ist. 
In einem solchen Fall reicht zwar die bloße theoretische Möglichkeit einer Verfolgung nicht aus. 
Ein vernünftig denkender Mensch wird sie außer Betracht lassen. Ergeben jedoch die Gesamt-
umstände des Falles die "reale Möglichkeit" (real risk) einer Verfolgung, wird auch ein verständi-
ger Mensch das Risiko einer Rückkehr in den Heimatstaat nicht auf sich nehmen. Ein verständi-
ger Betrachter wird bei der Abwägung aller Umstände daneben auch die besondere Schwere des 
befürchteten Eingriffs in einem gewissen Umfang in seine Betrachtung einbeziehen. Wenn näm-
lich bei quantitativer Betrachtungsweise nur eine geringe mathematische Wahrscheinlichkeit für 
eine Verfolgung besteht, macht es auch aus der Sicht eines besonnen und vernünftig denkenden 
Menschen bei der Überlegung, ob er in seinen Heimatstaat zurückkehren kann, einen erhebli-
chen Unterschied, ob er z.B. lediglich eine Gefängnisstrafe von einem Monat oder aber die To-
desstrafe riskiert (Urteil vom 5. November 1991 - BVerwG 9 C 118.90 - BVerwGE 89, 162 <169 
f.> m.w.N.).“ 
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1. Die Kläger zu 1) und 2) sind zwar nicht vorverfolgt aus Syrien ausgereist.  

 

Eine Verfolgung durch den syrischen Staat und/oder durch nichtstaatliche Akteure im 

Sinne des § 3c Nr. 3 AsylG wegen eines der oben genannten Gründe haben sie weder 

beim Bundesamt noch im Klageverfahren substantiiert und glaubhaft geltend gemacht. 

Es ist jedoch Sache des Schutzsuchenden, die Umstände, aus denen sich eine politische 

Verfolgung ergibt, in schlüssiger Form von sich aus vorzutragen, vgl. § 15 Abs. 1, § 25 

Abs. 1 und 2 AsylG. Das Gericht muss dabei die volle Überzeugung von der Wahrheit 

des behaupteten individuellen Schicksals und der Richtigkeit der Prognose drohender 

politischer Verfolgung gewinnen. Dem persönlichen Vorbringen des Schutzsuchenden 

kommt dabei besondere Bedeutung zu. Ihm selbst obliegt es, seine Gründe für das Vor-

liegen politischer Verfolgung folgerichtig, substantiiert, widerspruchsfrei und mit genauen 

Einzelheiten vorzutragen (vgl. BVerwG vom 21.7.1989 Az. 9 B 239/89).  

 

Die Kläger trugen lediglich vor, sie hätten Syrien wegen des Krieges verlassen. Sie seien 

von Mitbewohnern in Homs bedroht und zur Flucht aufgefordert worden. Ihr Wohnort sei 

bombardiert worden, es habe Häuserkämpfe gegeben, auch ihr Familienhaus sei ver-

brannt. Es sei gefährlich, auf den Straßen zu laufen, man wisse nicht, ob einen eine 

Bombe treffe. Wenn sie in Syrien geblieben wären, wäre der Kläger zu 1) zum Militär 

eingezogen worden; er wolle aber nicht kämpfen.  

 

Eine politische Verfolgung im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG wurde damit nicht schlüssig 

dargelegt. Die Kläger haben wegen des Krieges in Syrien ihr Heimatland verlassen. Sie 

gaben selbst an, weder mit der Regierung noch mit der Opposition etwas zu tun gehabt 

zu haben. Gegen die Kläger gerichtete Verfolgungshandlungen wegen ihrer Rasse, Reli-

gion, Nationalität, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozi-

alen Gruppe sind ihrem Vorbringen nicht zu entnehmen. 

 

2. Den Klägern zu 1) und 2) droht jedoch bei einer Rückkehr in ihre Heimat mit beachtlicher 

Wahrscheinlichkeit staatliche Verfolgung.  

 

a. Das Gericht geht auf der Grundlage der in das Verfahren eingeführten Erkenntnisquellen 

davon aus, dass der syrische Staat gegenwärtig das Stellen eines Asylantrages im Zu-

sammenhang mit einer (illegalen) Ausreise und dem entsprechenden Aufenthalt im west-

lichen Ausland als Anknüpfung und Ausdruck einer politischen missliebigen Gesinnung 

und damit als Kritik am herrschenden System ansieht, die das Gebot der Loyalität ge-

genüber diesem verletzt (so auch z.B. VG Köln vom 18.6.2015 Az. 20 K 4052/14.A; VG 

Augsburg vom 25.11.2014 a.a.O.; VG Frankfurt Oder vom 26.9.2014 Az. 3 K 1489/13.A; 
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VG Regensburg vom 9.9.2014 Az. RN 1 K 14.30205; VG Gießen vom 17.7.2014 Az. 2 K 

3472/12.GI.A; VG München vom 9.7.2014 Az. M 22 K 14.30752; OVG Berlin-

Brandenburg vom 9.1.2014 Az. OVG 3 N 91.13; VG Aachen vom 21.11.2013 Az. 9 K 

1844/13.A; VGH Baden-Württemberg vom 29.10.2013 Az. A 11 S 2046/13; VG Kassel 

vom 2.7.2013 Az. 5 K 200/13.KS.A; VG Stuttgart vom 15.3.2013 Az. A 7 K 2987/12; VG 

Regensburg vom 14.3.2013 Az. RN 6 K 12.30059; OVG Sachsen-Anhalt vom 18.7.2012 

a.a.O.). Ein solches Verhalten wird – ungeachtet einer tatsächlichen oppositionellen Hal-

tung des Einzelnen – vom syrischen Staat generell und unterschiedslos als Ausdruck re-

gimefeindlicher Gesinnung aufgefasst. Zumindest Rückkehrer aus dem westlichen Aus-

land und damit auch aus Deutschland haben in der Regel mit beachtlicher Wahrschein-

lichkeit in Anknüpfung an ihre tatsächliche oder wohl zumeist nur vermutete politische 

Überzeugung mit Verfolgungsmaßnahmen zu rechnen.  

 

Diese Beurteilung rechtfertigt sich nach wie vor aus der Behandlung von Personen, die 

bis zum Erlass des generellen Abschiebestopps im April 2011 aus Deutschland und an-

deren europäischen Staaten nach Syrien abgeschoben wurden, der umfassenden Be-

obachtung syrischer Staatsangehöriger im Ausland durch die syrischen Geheimdienste, 

der Eskalation der innenpolitischen Situation in Syrien seit dem März 2011 und dem Um-

gang der syrischen Behörden insbesondere seit Beginn 2012 mit Personen, die aus ihrer 

Sicht verdächtig sind, die Opposition zu unterstützen (vgl. VG Augsburg vom 25.11.2014 

a.a.O. m.w.N.; OVG Sachsen-Anhalt vom 18.7.2012 a.a.O.). Rückkehrer haben im Fall 

einer Abschiebung nach Syrien eine obligatorische Befragung durch die Sicherheitskräfte 

unter anderem zur allgemeinen Informationsgewinnung über die Exilszene zu erwarten. 

Es ist davon auszugehen, dass bereits diese Befragung mit beachtlicher Wahrscheinlich-

keit eine konkrete Gefährdung in Form menschenrechtswidriger Behandlung bis hin zur 

Folter auslöst (vgl. VG Köln vom 18.6.2015 a.a.O.). Das Gericht folgt der durch das OVG 

Sachsen-Anhalt erarbeiteten und nach wie vor gültigen Gesamtschau der Situation, wo-

nach der syrische Staat infolge einer sämtliche Lebensbereiche umfassenden autoritären 

Struktur und seiner totalitären Ausrichtung in so hohem Maße unduldsam ist, dass er 

schon im Grunde belanglose Handlungen wie die illegale Ausreise, die Asylantragstel-

lung und den längeren Aufenthalt im Ausland zum Anlass für Verfolgungsmaßnahmen 

nimmt (vgl. auch VG Frankfurt Oder vom 26.9.2014 a.a.O.).  

 

Hinsichtlich der Behandlung der aus westlichen Ländern abgeschobenen Personen fehlt 

es zwar für die letzten Jahre an belastbaren Zahlen der Rückkehrer. Dies ist darauf zu-

rückzuführen, dass mit der Verschärfung des inneren Konfliktes in Syrien in den Jahren 

2011/2012 wegen verschiedener Abschiebestopps keine abgelehnten Flüchtlinge abge-

schoben wurden. Bis vor kurzer Zeit entsprach es der Praxis der Beklagten, syrischen 
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Flüchtlingen grundsätzlich den Flüchtlingsstatus zuzuerkennen, so dass keine Abschie-

bungen erfolgten. Dies gilt auch im Hinblick auf die mittlerweile stärker verbreitete Ent-

scheidungspraxis der Beklagten, Syrern nur noch den subsidiären Schutzstatus zu ge-

währen. Die Beurteilung der im Falle einer Rückkehr drohenden Verfolgung und ihres 

Charakters kann daher nach wie vor nur im Wege einer Prognose aufgrund der zur Ver-

fügung stehenden verifizierbaren Tatsachenberichte zu Verfolgungshandlungen gegen-

über politischen Gegnern im Inland erfolgen (vgl. VG Meiningen vom 27.3.2014 Az. 1 K 

20092/12 Me). Zur Vermeidung von Wiederholungen nimmt das Gericht auf die Darstel-

lung des Schicksals von Einzelpersonen in dem Urteil des OVG Sachsen-Anhalt vom 

18. Juli 2012 und die dort dargestellte Verschärfung der innenpolitischen Situation Be-

zug. 

 

b. Es sind keine Anhaltspunkte erkennbar, dass sich an dieser Einschätzung etwas ent-

scheidend zum Besseren geändert hat. Die Beklagte ist weder in dem streitgegenständli-

chen Bescheid noch im gerichtlichen Verfahren auf eine – mögliche – Gefährdung der 

Kläger bei einer Rückkehr nach Syrien eingegangen. Eine (vertiefte) Auseinandersetzung 

mit der aktuellen Situation in Syrien fehlt. Stichhaltige Argumente, die zur Überzeugung 

des Gerichts eine – teilweise – Abkehr von der bisherigen Entscheidungspraxis der 

grundsätzlichen Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft und den in den vergangenen 

Monaten zunehmenden Übergang auf die Zuerkennung des subsidiären Schutzstatus 

rechtfertigen könnten, wurden nicht vorgebracht.  

 

Die immer stärker eskalierende Situation in Syrien mit der steigenden Zahl an Flüchtlin-

gen hat nicht zur Folge, dass der einzelne sich im westlichen Ausland aufhaltende 

Flüchtling wegen dieses Massenphänomens nicht mehr als potenzieller politischer Geg-

ner angesehen wird. Nach der Auffassung der syrischen Regierung handelt es sich bei 

dem sich zu einem Bürgerkrieg entwickelten Aufstand um eine von außen organisierte 

und finanzierte Verschwörung gegen das Land, der mit allen Mitteln zu begegnen ist. 

Daher muss mit hoher Wahrscheinlichkeit mit einer politischen Verfolgung von zurück-

kehrenden Asylbewerbern gerechnet werden (vgl. VG Stuttgart vom 15.3.2013 a.a.O.). 

Während schon vor Beginn der Aufstände im Rahmen des arabischen Frühlings teilweise 

wochenlange Inhaftierungen und Verhöre von aus dem Ausland kommenden und nicht 

exponiert auftretenden Syrern nicht unüblich waren, wird unter den konkreten derzeitigen 

Umständen jeder sich im westlichen Ausland aufhaltende Syrer im Falle seiner Rückkehr 

als möglicher Oppositioneller angesehen werden (vgl. VG Aachen vom 11.1.2012 Az. 9 K 

1698/10.A). Die obligatorische Befragung durch syrische Sicherheitskräfte bei der Rück-

kehr knüpft damit auch dann an die vom syrischen Staat unterstellte politische Überzeu-
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gung an, wenn die Befragung unter anderem der allgemeinen Informationsgewinnung 

über die Exilszene dient (vgl. VG Köln vom 22.5.2014 Az. 20 K 3152.13.A).  

 

Hinzu kommt, dass die Situation der Flüchtlinge, die in die Nachbarländer Syriens geflo-

hen sind, nicht mit der von aus dem westlichen Ausland und Deutschland zurückgeführ-

ten Syrern vergleichbar ist, die bereits zahlenmäßig deutlich in der Minderzahl sind. Bei 

einer Rückführung letzterer über den von den syrischen Regierungskräften kontrollierten 

Flughafen in Damaskus bedarf es für eine Befragung mit der Gefahr anschließender Fol-

terung durch Mitarbeiter der verschiedenen Geheimdienste keiner großen Ressourcen 

(vgl. VG Hannover vom 10.12.2013 Az. 2 A 6900/12). 

 

Diese Einschätzung wird durch die aktuellen Erkenntnisquellen bestätigt. Dem Auswärti-

gen Amt war es wegen der Lage in Syrien nicht möglich, seine Lageberichte, wie üblich, 

in regelmäßigen Zeitabständen zu aktualisieren. Der letzte reguläre Bericht über die asyl- 

und abschiebungsrelevante Lage in der Arabischen Republik Syrien datiert vom 

27. September 2010, also vor den im Frühjahr 2011 aufgeflammten Unruhen. Seitdem 

hat das Auswärtige Amt nur einen einzigen „Ad hoc-Bericht“ veröffentlicht. Die Deutsche 

Botschaft Damaskus hat den operativen Dienstbetrieb auf unbestimmte Zeit eingestellt 

(vgl. Auskunft AA an BAMF vom 8.3.2012).  

 

Zwar lägen dem Auswärtigen Amt keine Erkenntnisse dazu vor, dass ausschließlich auf-

grund des vorausgegangenen Auslandsaufenthalts Rückkehrer nach Syrien Übergrif-

fe/Sanktionen zu erleiden hätten. Allerdings seien Fälle bekannt, bei denen Rückkehrer 

nach Syrien befragt, zeitweilig inhaftiert oder dauerhaft verschwunden seien (vgl. Aus-

kunft der Botschaft Beirut vom 3.2.2016). Dies stehe überwiegend im Zusammenhang 

mit oppositionsnahen Aktivitäten oder mit einem nicht abgeleisteten Militärdienst. Nach 

einer nach Einschätzung des Auswärtigen Amtes verlässlichen Studie des „Danish Im-

migration Service“ vom September 2015 würden desertierten Syrern Militärtribunale, Fol-

ter, lebenslange Haft oder Hinrichtung drohen. Werde der Deserteur mit Oppositions-

gruppierungen in Verbindung gebracht, bestehe laut dieser Studie für die Familie das Ri-

siko von Sippenhaft. Bezüglich der Motivation zur vermehrten Ausstellung syrischer Päs-

se durch Stellen innerhalb Syriens, aber auch durch die syrischen Auslandsvertretungen, 

weist das Auswärtige Amt darauf hin, dass sich die wirtschaftliche Lage des syrischen 

Regimes im ersten Quartal 2015 vermutlich weiter verschlechtert habe. Hierauf würden 

damalige intensive Verhandlungen über neue Kreditlinien mit Russland und dem Iran, die 

steigende Inflation, der Verfall der Infrastruktur, sowie der Verlust von Wirtschaftsräumen 

hindeuten. Es sei zu vermuten, dass speziell Einnahmen aus Passgebühren dem allge-

meinen syrischen Staatshaushalt zugutekämen.  
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Wie sich den „UNHCR-Erwägungen zum Schutzbedarf von Personen, die aus der Arabi-

schen Republik Syrien fliehen“ (3. aktualisierte Fassung) vom Oktober 2014 entnehmen 

lässt, hat sich die Lage in Syrien seit der zweiten aktualisierten Fassung vom Oktober 

2013 im Hinblick auf Sicherheit, Menschenrechte, Vertreibung und Bedarf an humanitärer 

Hilfe weiter verschlechtert. Fast alle Teile des Landes seien zum jetzigen Zeitpunkt in 

Gewalt verstrickt, wobei die Gewalthandlungen zwischen verschiedenen Akteuren mit 

teilweise überlappenden Konflikten ausgetragen und durch die Beteiligung ausländischer 

Kämpfer auf allen Seiten verschärft würden. Kampfhandlungen zwischen den syrischen 

Regierungstruppen und einer Vielzahl bewaffneter oppositioneller Gruppen würden un-

vermindert fortgesetzt.  

 

Die aktuellen UNHCR-Erwägungen vom November 2015 (4. aktualisierte Fassung) füh-

ren aus, dass der Konflikt mit unverminderter Intensität fortgesetzt werde. Er sei mit ver-

heerenden Konsequenzen für die syrische Bevölkerung, einschließlich einer steigenden 

Zahl ziviler Opfer, interner und externer Vertreibung in großem Maßstab und einer huma-

nitären Krise von bislang unbekanntem Ausmaß verbunden. Die meisten Hauptstädte der 

Gouvernements (ausgenommen Raqqa und Idlib) einschließlich der Hauptstadt Damas-

kus sowie die Küstengebiete der Gouvernements Latakia und Tartus stünden weiterhin 

unter der teilweisen oder vollständigen Kontrolle der syrischen Streitkräfte. Diese hätten 

jedoch Berichten zufolge im Laufe des vergangenen Jahres strategisch wichtige Standor-

te und militärische Stellungen in einigen Gouvernements verloren. In jüngerer Zeit hätten 

Berichten zufolge Regierungskräfte mit zunehmender Unterstützung von Verbündeten 

aus dem Ausland eine größere Militäroffensive an mehreren Fronten gestartet, um verlo-

rene Gebiete zurückzuerobern.  

 

Nach Einschätzung des UNHCR sei es wahrscheinlich, dass die meisten asylsuchenden 

Syrer die Kriterien für die Feststellung der Flüchtlingseigenschaft nach der Genfer Flücht-

lingskonvention erfüllten, da sie eine begründete Furcht vor Verfolgung wegen eines oder 

mehrerer Gründe der GFK hätten. Syrischen Staatsangehörigen und Personen mit ge-

wöhnlichen Aufenthaltsort in Syrien, die aus dem Land geflohen seien, könne beispiels-

weise Verfolgung aufgrund einer politischen Überzeugung drohen, die ihnen gemäß einer 

vermeintlichen Verbindung mit einer Konfliktpartei unterstellt werde, oder aufgrund ihrer 

religiösen Überzeugung, ihrer ethnischen Identität oder abhängig davon, welche Konflikt-

partei die Nachbarschaft oder das Dorf kontrolliere, aus dem die Betroffenen stammen. 

Im Lichte der immer schwierigeren Sicherheits- und Menschenrechtslage und humanitä-

ren Situation in Syrien und einer fehlenden politischen Lösung zum jetzigen Zeitpunkt 

begrüße der UNHCR die Tatsache, dass viele Regierungen Maßnahmen ergriffen hätten, 
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um die zwangsweise Rückführung von syrischen Staatsangehörigen oder Personen mit 

gewöhnlichen Aufenthaltsort in Syrien auszusetzen, einschließlich solcher Personen, de-

ren Asylanträge abgelehnt worden seien. Derartige Maßnahmen sollten bis auf weiteres 

aufrechterhalten werden.  

 

Das Gericht teilt die Einschätzung des UNHCR, dass sich die Lage in Syrien im Vergleich 

zu den Jahren 2012/2013 verschlechtert hat. Die vom Amt des UNHCR herausgegebe-

nen Dokumente sind angesichts der Rolle, die dem UNHCR durch die Genfer Flücht-

lingskonvention übertragen worden sind, besonders relevant (vgl. EuGH vom 30.5.2013 

Az. C-528/11), auch wenn das Gericht an die rechtliche Beurteilung des UNHCR nicht 

gebunden ist.  

 

Nach den Erkenntnissen von Amnesty International halten die staatlichen Sicherheits-

kräfte nach wie vor Tausende Menschen ohne Anklageerhebung über lange Zeit in Un-

tersuchungshaft (vgl. Amnesty Report 2016). Zehntausende Menschen, die seit Aus-

bruch des Konflikts im Jahr 2011 inhaftiert worden waren, seien „verschwunden“ geblie-

ben. Unter ihnen hätten sich friedliche Regierungskritiker und –gegner sowie Familienan-

gehörige, die anstelle ihrer von den Behörden gesuchten Angehörigen inhaftiert worden 

seien, befunden. Folter und andere Misshandlungen von Inhaftierten in Gefängnissen 

sowie durch den staatlichen Sicherheitsdienst und die Geheimdienste seien auch im Jahr 

2015 weit verbreitet gewesen und würden systematisch angewendet, was erneut zu vie-

len Todesfällen im Gewahrsam geführt habe. Zehntausende Zivilpersonen, darunter auch 

friedliche Aktivisten, seien von Sicherheitskräften der Regierung festgenommen worden. 

Viele von ihnen hätten lange Zeiträume in Untersuchungshaft verbracht, wo sie gefoltert 

oder anderweitig misshandelt worden seien. Nach der Auskunft der Schweizerischen 

Flüchtlingshilfe vom 14. April 2015 wurden die von Baschar al Assad erlassenen Amnes-

tien nur mangelhaft und willkürlich umgesetzt.  

 

c. Das Gericht teilt nicht die Auffassung, dass unverfolgt ausgereiste Rückkehrer nach Syri-

en nicht mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit bei einer Rückkehr politisch verfolgt werden 

(so aber z.B. VG Düsseldorf vom 14.2.2014 Az. 17 K 7717/13.A; OVG NRW vom 

13.2.2014 Az. 14 A 215/14.A, vom 9.12.2013 Az. 14 A 2663/13.A). Insoweit fehlt eine 

substantiierte prognostische Auseinandersetzung mit der Situation aus westlichen Län-

dern zurückgeführter Asylbewerber. Es muss trotz gestiegener Ausreisezahlen nach wie 

vor davon ausgegangen werden, dass bei einer Abschiebung eine obligatorische Rück-

kehrerbefragung durch syrische Sicherheitskräfte erfolgt, bei der mit beachtlicher Wahr-

scheinlichkeit eine konkrete Gefährdung in Form menschenrechtswidriger Behandlung 

bis hin zur Folter zu erwarten ist. Dass das syrische Regime zu solchen Maßnahmen aus 
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Kapazitätsgründen nicht in der Lage ist oder kein Interesse mehr an solchen hat, ist al-

lenfalls eine Mutmaßung, die nicht mit Tatsachen untermauert ist und die sich mit den 

vorliegenden Erkenntnisquellen auch nicht nachvollziehbar begründen lässt. Angesichts 

der Zuspitzung der Situation in Syrien und dem Überlebenskampf des Assad-Regimes ist 

es unwahrscheinlich, dass die Regierung den Verfolgungsdruck auf aus dem westlichen 

Ausland zurückkehrende Staatsangehörige mildert oder gar aufgibt. Soweit die Beklagte 

Maßnahmen, die zur Anerkennung subsidiären Schutzes führen, als hinreichend wahr-

scheinlich ansieht, ist dies auch für die politische Verfolgung zu erwarten. Syrer, die weit 

von ihrer Heimat, insbesondere in Europa, ein Asylverfahren betreiben, haben nach der 

Abschiebung mit so hoher Wahrscheinlichkeit politische Verfolgung zu erwarten, dass 

ihnen in der Regel die Flüchtlingseigenschaft nach § 3 Abs. 1 AsylG zuzuerkennen ist.  

 

d. Eine innerstaatliche Fluchtalternative steht den Klägern zu 1) und 2) nicht zur Verfügung, 

da sie bei einer Einreise über den Flughafen in Damaskus keinen sicheren Landesteil si-

cher und legal erreichen können, vgl. § 3e Abs. 1 Nr. 2 AsylG. 

 

e. Schließlich scheidet die Flüchtlingsanerkennung auch nicht aus anderen Gründen, wie 

z.B. dem Alter der Kläger zu 1) und 2), aus. Es besteht die beachtliche Wahrscheinlich-

keit, dass sie bei einer Rückkehr nach Syrien staatliche Verfolgung erleiden werden, weil 

sie die vermutete Systemfeindlichkeit bei einer Befragung durch die syrischen Sicher-

heitsbehörden nicht widerlegen werden können. 

 

II.  Dem Kläger zu 3) steht dagegen kein Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigen-

schaft zu. 

 

a. Der Kläger zu 3) wurde erst nach der Ausreise seiner Eltern aus Syrien geboren. Er ist 

demnach nicht vorverfolgt aus Syrien ausgereist.  

 

b. Auch droht dem Kläger zu 3) bei einer Rückkehr nach Syrien nicht mit beachtlicher 

Wahrscheinlichkeit staatliche Verfolgung. Bei dem Kläger zu 3) handelt es sich um ein – 

im Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts – 21 Monate altes Kleinkind. Da der Kläger 

aufgrund seines geringen Alters noch nicht in der Lage ist, eine politische Überzeugung 

zu bilden, kann bei ihm – anders als bei den Klägern zu 1) und 2) – nicht angenommen 

werden, dass sein Aufenthalt im westlichen Ausland und die Asylantragstellung vom sy-

rischen Staat als Ausdruck einer regimefeindlicher Gesinnung aufgefasst wird und er 

wegen einer vermuteten politischen Überzeugung im Falle einer Rückkehr nach Syrien 

mit Verfolgungsmaßnahmen zu rechnen hat. 
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c. Der Kläger zu 3) hat derzeit auch keinen Anspruch auf internationalen Schutz für Fami-

lienangehörige gemäß § 26 Abs. 5 AsylG, da dieser voraussetzt, dass die Zuerkennung 

der Flüchtlingseigenschaft bei seinen Eltern unanfechtbar ist. Die im vorliegenden Urteil 

ausgesprochene Verpflichtung der Beklagten, den Klägern zu 1) und 2) die Flüchtlings-

eigenschaft zuzuerkennen, ist jedoch noch nicht unanfechtbar. Sobald die Zuerkennung 

der Flüchtlingseigenschaft zu Gunsten der Kläger zu 1) und 2) unanfechtbar geworden 

ist, kann der Kläger zu 3) einen auf § 26 Abs. 5 AsylG gestützten Folgeantrag stellen, 

sofern ihm die Flüchtlingseigenschaft dann nicht ohnehin von Amts wegen zuerkannt 

wird. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO.  

 

Gemäß § 83b AsylG ist das Verfahren gerichtskostenfrei. 

 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit der Kostenentscheidung folgt aus § 

167 Abs. 2 VwGO i.V.m. § 708 ff ZPO. 

 

Die Höhe des Gegenstandswertes ergibt sich aus § 30 RVG. 

 

 

 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshof zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung des Urteils beim Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg zu stellen 
(Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg; Postfachanschrift: Postfach 110165, 93014 Regens-
burg). 

Der Antrag muss das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe, aus denen die 
Berufung zuzulassen ist, darzulegen. Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn die Rechtssa-
che grundsätzliche Bedeutung hat oder das Urteil von einer Entscheidung des Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshofs, des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichts-
höfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht 
oder ein in § 138 der Verwaltungsgerichtsordnung bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht 
wird und vorliegt. 

Allen Schriftsätzen sollen jeweils 4 Abschriften beigefügt werden. 

 

Hinweis auf Vertretungszwang: Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof müssen sich alle 
Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfeverfahren, durch einen Prozessbevollmächtigten vertreten 
lassen. Dies gilt bereits für Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshof eingeleitet wird, die aber noch beim Verwaltungsgericht vorgenommen werden. Als 
Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder die anderen in § 67 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 Nr. 3 bis 7 
VwGO sowie in §§ 3, 5 RDGEG bezeichneten Personen und Organisationen zugelassen. Behörden 
und juristische Personen des öffentlichen Rechts können sich auch durch Beschäftigte mit Befähigung 
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zum Richteramt vertreten lassen; Einzelheiten ergeben sich aus § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO. 

 

 

 

 
Dr. Pfister Dr. Barth Apfelbeck 
Vors. Richter am VG Richter am VG Richter am VG 
 
 

 


